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Zwischen der 

 

 

Senioren- und Therapiezentrum Burgwedel GmbH 

Altenpflegeheim 

Beschützter Wohnbereich 

 
(in folgendem kurz „Einrichtung“ genannt) 

 

und 

 

 

 

 

 

 

(in folgendem kurz Bewohner* genannt) 

 

 

vertreten durch 

 

 

 

 

wird der nachstehende 

 

 

 

Wohn- und Betreuungsvertrag 
mit pflegebedürftigem Bewohner* 

 

der Leistungen der vollstationären Pflege der Pflegeversicherung nach § 43 Elftes Buch Sozi-

algesetzbuch (SGB XI) in Anspruch nimmt, geschlossen.  
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* Die Bezeichnung „Bewohner“ knüpft nicht an ein Geschlecht an, sondern ist genderneutral zu verstehen. Zur besseren Lesbar-

keit wird nachfolgend das generische Maskulinum verwendet. 
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I. Einleitung 
 

Die Einrichtung führt das Haus als Dienstleistungsbetrieb unter Wahrung der Würde der Be-
wohner. Vertrauensgrundlage für eine gute Zusammenarbeit ist eine sensible und an den Be-
dürfnissen der Bewohner orientierte Gestaltung der Pflege. Die Einrichtung bemüht sich, dafür 
zu sorgen, dass die Bewohner im Geiste friedlicher Nachbarschaft und gegenseitiger Rück-
sichtnahme zusammenleben. 

 
Der Bewohner wird in diesem Sinne sein Leben in der Gemeinschaft führen und die Bemü-
hungen der Einrichtung nach Kräften unterstützen. 

 
Die Einrichtung wurde durch den Abschluss eines Versorgungsvertrages gemäß § 72 SGB XI 
durch die Pflegekassen zur Erbringung vollstationärer Pflegeleistungen zugelassen. Der Inhalt 
des Versorgungsvertrages, die Bestimmungen der Pflegesatz- und Entgeltvereinbarungen mit 
den Pflegekassen und den Sozialhilfeträgern sowie die Regelungen des Landesrahmenver-
trages nach § 75 SGB XI sind für die Einrichtung verbindlich und können vom Bewohner in der 
Einrichtung eingesehen werden. 

 
Mit dem Ziel, eine bewohnergerechte Versorgung und Pflege zu gewährleisten, werden die 
nachfolgenden Rechte und Pflichten zwischen der Einrichtung und dem Bewohner vereinbart, 
der vollstationäre Pflege in Anspruch nimmt. 
 
Dieser Vertrag wird auf der Grundlage des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes (WBVG) 
und der schriftlichen Informationen geschlossen, die vor Vertragsabschluss ausgehändigt wur-
den. Gegenüber diesem Informationsstand ergeben sich im Vertrag keine Änderungen.  
 
Vor oder unverzüglich nach der Aufnahme in die Einrichtung muss der Bewohner der Einrich-
tung ein ärztliches Zeugnis darüber vorlegen, dass bei ihm keine Anhaltspunkte für das Vor-
liegen einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose vorhanden sind (§ 36 Abs. 4 Infektions-
schutzgesetz). Kommt der Bewohner dieser Verpflichtung nicht nach, so veranlasst die Ein-
richtung auf seine Kosten die Ausstellung des vorzulegenden Attestes durch einen Arzt. 
 

 

II. Unterkunft und Verpflegung 

 

§ 1 Unterkunft 
(1) Die Einrichtung überlässt dem Bewohner ab dem  …………….                                   
         das  Doppelzimmer /  Einzelzimmer Nr. 438 
 
(2) Die Unterkunftsleistungen umfassen: 

a) die Bereitstellung des 
  leeren,  teilmöblierten,  möblierten Raumes 
 und der sanitären Einrichtung mit 
  Dusche,  WC,  Handwaschbecken, 
  als Einzelnutzung,  gemeinsame Nutzung mit Zimmer Nr………. 

b) das Recht zur Mitbenutzung der für alle Bewohner vorgesehenen Räume und Einrich-
tungen des Heimes, 

c) die regelmäßige Reinigung des Wohnbereiches, der Gemeinschaftsräume, Funktions-
räume, Küche und übrigen Räume, 

d) Heizung, die Wasserver- und Entsorgung, Strom sowie Abfallbeseitigung, 
e) Wartung und Unterhaltung der Gebäude, der Gebäudeausstattung, der Einrichtungs-

gegenstände, soweit diese nicht vom Bewohner eingebracht wurden, der technischen 
Anlagen und der Außenanlagen, 

f)  die Bereitstellung von Anschlüssen für  Fernsehen und  Telefon. 
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 Näheres zum Inhalt der Unterkunftsleistungen ergibt sich aus den leistungsbezogenen 
Regelungen des jeweils gültigen Landesrahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI, siehe 
Anlage Nr.1. Dieser kann auch jederzeit bei der Verwaltung eingesehen werden. 

 
(3) Der Bewohner kann seinen Raum auch mit eigenen Gegenständen ausstatten, soweit 

die räumlichen Verhältnisse dies zulassen. Von den Gegenständen darf keine Gefähr-
dung ausgehen und sie müssen in hygienisch einwandfreiem Zustand sein. Das äußere 
Erscheinungsbild der Einrichtung darf dadurch nicht beeinträchtigt werden. Darüber hin-
aus dürfen sie die Betreuungs- und Pflegeabläufe nicht behindern. Bei Doppelzimmern 
sind auch die Wünsche der Mitbewohner zu beachten. Die Einrichtungsleitung entschei-
det nach pflichtgemäßer Prüfung der berechtigten Interessen der Bewohner über die 
Wahl der Ausstattungsgegenstände. 

 
(4) Gegenstände, die am Platz des Bewohners nicht untergebracht werden können, dürfen 

nicht in der Einrichtung verbleiben, sofern ihre Unterbringung nicht in einem Abstellraum 
erfolgen kann. 

 
(5) Die Aufstellung und Benutzung elektrischer Geräte, insbesondere Heiz- und Kochgeräte 

sowie sonstiger Geräte, die eine Brandgefahr darstellen können, bedürfen einer jederzeit 
widerruflichen Zustimmung der Einrichtung. Die Geräte müssen den allgemein gültigen 
Sicherheitsbestimmungen und Unfallverhütungsvorschriften entsprechen. Der Bewoh-
ner ist für den Zustand der Geräte verantwortlich. Im Rahmen der bestehenden gesetz-
lichen Vorschriften ist eine regelmäßige Überprüfung der Geräte durch eine Elektrofach-
kraft durchzuführen. Diese Pflicht übernimmt der Bewohner. 

 
(6) Innerhalb des gesamten Einrichtungsgebäudes und auch innerhalb der Bewohnerzim-

mer herrscht absolutes Rauchverbot.  
 
(7) Die Haltung von Tieren bedarf der vorherigen Zustimmung der Einrichtungsleitung und 

wird in einer gesonderten Vereinbarung festgelegt – insbesondere im Hinblick auf die 
Kosten für die Tierhaltung sowie die Festlegung der Betreuung des Haustieres, wenn 
diese durch den Bewohner nicht mehr gewährleistet werden kann. 

 
(8) Der Bewohner ist nicht berechtigt, innerhalb seiner Räume an baulichen oder techni-

schen Einrichtungen, wie Klingel, Telefon, Heizung, Kabelfernsehen, Schwesternrufan-
lage usw. sowie an Geräten Änderungen vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. 

 
(9) Der Bewohner erklärt sich damit einverstanden, dass die Mitarbeiter der Einrichtung oder 

sonstige Beauftragte zur Erfüllung der ihnen obliegenden vertraglichen Leistungen das 
Zimmer zu den üblichen Zeiten betreten dürfen. Entsprechendes gilt für die Überprüfung 
des Zustandes der Unterkunft und zur Durchführung von Instandhaltung- und Instand-
setzungsarbeiten. Dem Bewohner sind diese Maßnahmen mit angemessener Frist vor-
her anzukündigen. Bei drohender Gefahr ist das Betreten der Unterkunft auch außerhalb 
der üblichen Zeiten und ohne vorherige Ankündigung zulässig. 

 
(10)  Dem Bewohner werden       Hausschlüssel /       Zimmerschlüssel gegen Quittung 

übergeben. Der Verlust eines ausgehändigten Schlüssels ist der Einrichtungsleitung un-
verzüglich mitzuteilen. Bei Schlüsselverlust haftet der Bewohner im Rahmen der gesetz-
lichen Vorschriften. 

 
(11)   Die als Anlage Nr. 3 beigefügte Hausordnung ist Bestandteil dieses Vertrages.  
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§ 2 Verpflegung 
(1) Die Speise- und Getränkeversorgung umfasst die Zubereitung und die Bereitstellung von 

Speisen und Getränken. 
 
(2) Ein altersgerechtes, abwechslungsreiches und vielseitiges Speisenangebot wird zur 

Verfügung gestellt. Kalt- und Warmgetränke (Kaffee, Tee, Wasser und einfache Säfte) 
stehen dem Bewohner jederzeit in einem ausreichenden Umfang zur Deckung des eige-
nen Bedarfs zur Verfügung. 

 
(3) Diätetische Lebensmittel wie z.B. Sondennahrung, Krankenkost- und Diätpräparate, die 

nach den Arzneimittelrichtlinien Leistungen nach dem SGB V (Gesetzliche Krankenver-
sicherung) darstellen, sind nicht Gegenstand der Verpflegungsleistung der Einrichtung. 

 

(4) Näheres zum Inhalt der Verpflegungsleistungen ergibt sich aus den leistungsbezogenen 
Regelungen des jeweils gültigen Landesrahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI, siehe 
Anlage 1. Dieser kann auch jederzeit bei der Verwaltung eingesehen werden. 

 
 

III. Allgemeine Pflegeleistungen, Leistungen der zusätzlichen 

Betreuung und Aktivierung nach § 43b SGB XI und 

Zusatzleistungen 

 
§ 3 Allgemeine Pflegeleistungen, Leistungen der Pflege 
(1) Die Einrichtung erbringt im Rahmen der vollstationären Versorgung nach § 43 SGB XI 

Leistungen der Pflege einschließlich der Betreuung und der medizinischen Behand-
lungspflege (allgemeine Pflegeleistungen). 

 
(2)   Für den Bewohner werden mit dem Ziel der Förderung der selbstständigen Lebensfüh-

rung die im Einzelfall erforderlichen Hilfen bei Aktivitäten der Selbstversorgung und der 
Mobilität erbracht. Zu den Aktivitäten der Selbstversorgung zählen insbesondere die Kör-
perpflege, das An- und Auskleiden, Essen und Trinken sowie die Darm- und Blasenent-
leerung. Zu den Aktivitäten der Mobilität zählen insbesondere der Positionswechsel im 
Bett, das Umsetzen und das Sich-Fortbewegen in der Einrichtung. Die Hilfen können in 
der Anleitung, Unterstützung, Beaufsichtigung oder der teilweisen oder vollständigen 
Übernahme einer solchen Aktivität bestehen 

 
(3) Näheres zum Inhalt der Leistungen der Pflege ergibt sich aus den leistungsbezogenen 

Regelungen des jeweils gültigen Landesrahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI, siehe 
Anlage Nr. 1. Dieser kann auch jederzeit bei der Verwaltung eingesehen werden. 

 
§ 4 a Leistungen der Betreuung nach § 43 SGB XI 
(1) Die Einrichtung erbringt die nach Art und Schwere der Pflegebedürftigkeit notwendigen 

Leistungen der Betreuung. Durch Leistungen der Betreuung soll der Hilfebedarf bei der 
persönlichen Lebensführung und bei der Gestaltung des Alltages ausgeglichen werden, 
soweit dies nicht durch das soziale Umfeld (z.B. Angehörige und Betreuer) geschehen 
kann. Die Einrichtung unterstützt den Bewohner im Bedarfsfall bei Inanspruchnahme 
ärztlicher, therapeutischer oder rehabilitativer Maßnahmen auch außerhalb der Pflege-
einrichtung (z.B. durch die Planung eines Arztbesuches). Es fördert den Kontakt des 
Bewohners zu den ihm nahestehenden Personen sowie seine soziale Integration. Die 
Einrichtung bietet Unterstützung im Umgang mit Ämtern und Behörden an. 
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(2) Der Bewohner kann an Gemeinschaftsveranstaltungen der Einrichtung teilnehmen. Bei 
diesen handelt es sich um Veranstaltungen zur Förderung des Gemeinschaftslebens 
und Angebote zur Tagesgestaltung. 

 
(3) Der Bewohner ist außerdem berechtigt, an kulturellen und gesellschaftlichen Veranstal-

tungen des Heims (z.B. Konzerte, Vorträge etc.) teilzunehmen. Soweit diese Veranstal-
tungsangebote nicht ausschließlich mit personellen und sächlichen Mitteln der Einrich-
tung erbracht werden, kann ein Kostenbeitrag erhoben werden, der zusammen mit dem 
Veranstaltungshinweis bekannt gegeben wird. 

 
(4)  Näheres zum Inhalt der Leistungen der Betreuung ergibt sich aus den leistungsbezoge-

nen Regelungen des jeweils gültigen Landesrahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI, 
siehe Anlage Nr. 1. Dieser kann auch jederzeit bei der Verwaltung eingesehen werden. 

 
§ 4 b Leistungen der zusätzlichen Betreuung und Aktivierung nach § 43 b SGB XI 
(1) Für Bewohner, die anspruchsberechtigte Personen im Sinne des § 43 b SGB XI sind, 

bietet die Einrichtung zusätzliche Leistungen der Betreuung und Aktivierung an. 
 
(2) Zusätzliche Betreuungsleistungen sind Leistungen zur Aktivierung und Betreuung der 

anspruchsberechtigten Bewohner, die das Wohlbefinden, den physischen Zustand oder 
die psychische Stimmung der betreuten Menschen positiv beeinflussen können. Die Ein-
richtung wird die Auswahl der Angebote so vornehmen, dass dem Ziel der Aktivierung 
Rechnung getragen wird. 

 
(3) Mit den Pflegekassen ist unabhängig von dem Pflegegrad gem. § 15 SGB XI ein Vergü-

tungszuschlag für diese zusätzlichen Leistungen in Höhe von zurzeit           € täglich 
vereinbart worden. Der Zuschlag wird vollständig von der Pflegekasse getragen. Im Falle 
der privaten Pflegeversicherung erstattet diese den Zuschlag, bei Beihilfeberechtigung 
jedoch nur anteilig. 

 
§ 5 Leistungen der medizinischen Behandlungspflege 
(1) Die Einrichtung unterstützt unter Wahrung der freien Arztwahl die ärztliche Betreuung 

und die medizinische Behandlungspflege des Bewohners. 
 
(2) Die Einrichtung erbringt Leistungen der medizinischen Behandlungspflege durch das 

Pflegepersonal. Bei den Leistungen der medizinischen Behandlungspflege handelt es 
sich um pflegerische Maßnahmen im Zusammenhang mit ärztlicher Therapie und Diag-
nostik (z.B. Verbandswechsel, Wundversorgung, Einreibung, Medikamentengabe etc.), 
für deren Veranlassung und Anordnung der jeweils behandelnde Arzt des Bewohners 
zuständig ist. Die ärztlichen Leistungen sind nicht Gegenstand dieses Vertrages. 

 
(3) Die Leistungen der medizinischen Behandlungspflege werden unter der Voraussetzung 

angeboten, dass 
- sie vom behandelnden Arzt veranlasst und in der Dokumentation von ihm abge-

zeichnet wurden, 
- die persönliche Durchführung durch den behandelnden Arzt nicht erforderlich ist, 
- für die Durchführung der speziellen Pflege entsprechend qualifizierte Mitarbeiter zur 

Verfügung stehen, 

- der Bewohner mit der Durchführung der ärztlichen Maßnahmen durch die Mitarbei-
ter der Einrichtung einverstanden ist. 

 
(4) Näheres zu den Leistungen der medizinischen Behandlungspflege ergibt sich aus den 

leistungsbezogenen Regelungen des jeweils gültigen Landesrahmenvertrages gemäß § 
75 SGB XI, siehe Anlage Nr. 1. 
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(5) Die Leistungen der medizinischen Behandlungspflege als Bestandteil der nach dem 
SGB XI zu erbringenden pflegerischen Versorgung werden durch die Einrichtung er-
bracht und durch das Entgelt für allgemeine Pflegeleistungen abgegolten, sofern es sich 
nicht um Leistungen aufgrund eines besonders hohen Versorgungsbedarfs im Sinne des 
§ 37 Absatz 2 SGB V oder sonst um Leistungen wie etwa bei der Palliativversorgung 
nach § 37b SGB V handelt, für die auf der Grundlage einer gesonderten vertraglichen 
Vereinbarung Anspruch gegen die Krankenkasse besteht. 

 
 
§ 6 Zusatzleistungen nach § 88 SGB XI 
Als Zusatzleistung im Sinne des § 88 SGB XI können besondere Komfortleistungen bei Unter-
kunft und Verpflegung sowie zusätzliche pflegerisch betreuende Leistungen gesondert gegen 
Entgelt vereinbart werden. Die Zusatzleistungen werden schriftlich mit konkretem Leistungs-
inhalt und Leistungsumfang sowie dem Preis zwischen dem Bewohner und der Einrichtung 
vereinbart. Leistungen der Einrichtung, die als einmalig anfallende Leistungen zu betrachten 
sind, sind keine Zusatzleistungen im Sinne des § 88 SGB XI. Sie sind als Serviceangebot der 
Einrichtung zu verstehen und können daneben gesondert vereinbart werden (siehe hierzu An-
lage Nr. 2). 
 

IV. Entgelte 
 
§ 7 Entgeltbestandteile 
(1) Das zu zahlende Entgelt setzt sich zusammen aus dem Pflegesatz, den Kosten für Un-

terkunft und Verpflegung, den gesondert berechenbaren Investitionskosten, der Ausbil-
dungsvergütung und dem Vergütungszuschlag nach § 4b Abs. 3 dieses Vertrages. 

 
(2) Die Entgelte für Unterkunft, Verpflegung und allgemeine Pflegeleistungen werden in den 

Vereinbarungen zwischen den Pflegekassen, den Sozialhilfeträgern und der Einrichtung 
nach §§ 85, 87 SGB XI festgelegt. Bei Änderung der Vergütungsvereinbarungen haben 
sowohl der Bewohner wie auch die Einrichtung Anspruch auf Anpassung dieses Vertra-
ges. Sofern der Bewohner Leistungen der Pflegeversicherung (gesetzlich oder privat) in 
Anspruch nimmt, gelten die in den gültigen Pflegesatzvereinbarungen zwischen der Ein-
richtung und dem zuständigen Landesverband der Pflegekassen geregelten Entgelte für 
Unterkunft und Verpflegung sowie die Pflegesätze als unmittelbar vereinbart und ange-
messen (s. a. § 7 Abs. 2 Satz 2 WBVG; § 85 Abs. 6 Satz 1 SGB XI). In diesem Fall 
dienen die nachfolgenden Angaben lediglich der Information des Bewohners, die Höhe 
des Entgelts ist bereits gesetzlich festgelegt. In allen anderen Fällen vereinbaren die 
Einrichtung und der Bewohner die Höhe der nachfolgend genannten Entgelte. 

 
(3) Der Pflegesatz (Entgelt für Leistungen der Pflege, der medizinischen Behandlungspflege 

und der sozialen Betreuung) richtet sich nach dem Versorgungsaufwand, den der Be-
wohner nach Art und Schwere seiner Pflegebedürftigkeit benötigt. Die Pflegesätze sind 
entprechend der fünf Pflegegrade eingeteilt. Davon ausgehend sind für die Pflegegrade 
2 bis 5 einrichtungseinheitliche Eigenanteile ermittelt worden. 

 
(4) Der Betrieb einer Einrichtung erfordert Investitionsaufwendungen. Diese Aufwendungen 

sind insbesondere die Kosten der Anschaffung bzw. Nutzung z. B. des Gebäudes, des 
Grundstücks, der Möblierung und Ausstattung und der Instandhaltung. Im Pflegesatz 
und den Entgelten für Unterkunft und Verpflegung sind Aufwendungen für betriebsnot-
wendige Investitionen der Einrichtung im Sinne des § 82 Abs. 4 SGB XI nicht berück-
sichtigt. Diese werden gesondert berechnet. 

 
(5) Die Kosten der Ausbildung in der Altenpflege werden als Ausbildungsumlage gem. § 28 

Abs. 1 Pflegeberufegesetz berechnet.  
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(6) Die Pflegesätze für Versicherte der sozialen Pflegeversicherung mit den Pflegegraden 2 
bis 5 werden in Höhe des dem Leistungsbescheid der Pflegekasse entsprechenden Leis-
tungsbetrages nach § 43 SGB XI unmittelbar mit dieser abgerechnet. Der Pflegesatzan-
teil, der von der Pflegekasse nicht nach § 43 SGB XI getragen wird, beträgt für die Pfle-
gegrade 2 – 5 zuzeit einheitlich monatlich  ………… €  Zur Begrenzung diese Eigenan-
teils der Versicherten an den pflegebedingten Aufwendungen erhalten die Versicherten 
von den Pflegekassen zusätzlich einen Leistungszuschlag nach § 43 c SGB XI (sog. 
Entlastungsbetrag), der sich an der Dauer der Inanspruchnahme vollstationärer Pflege 
bemisst. Dieser Leistungszuschlag wird ebenfalls unmittelbar mit der Pflegekasse abge-
rechnet. Der Pflegesatzanteil, der von der Pflegekasse nicht nach §§ 43 und 43 c SGB 
XI getragen wird, wird dem Bewohner in Rechnung gestellt.   

 
Gegenüber Versicherten der sozialen Pflegeversicherung mit dem Pflegegrad 1 wird der 
Pflegesatz unmittelbar gegenüber dem Bewohner abgerechnet. Auf den anteiligen Kos-
tenerstattungsanspruch nach § 43 Abs. 3 SGB XI gegenüber der Pflegekasse wird hin-
gewiesen. 

 
(7) Die Entgelte für Unterkunft und Verpflegung, nicht geförderte betriebsnotwendige Inves-

titionskosten sowie die Zusatzleistungen und die Ausbildungsvergütung trägt der Bewoh-
ner selbst, soweit diese nicht von anderen Kostenträgern übernommen werden. 

 
(8) Bei Versicherten der privaten Pflegeversicherung, Beihilfe- und Heilfürsorgeberechtigten  

rechnet die Einrichtung auch die Pflegesätze sowie den Vergütungszuschlag für zusätz-
liche Betreuungsleistungen nach § 43 b SGB XI mit dem Bewohner selbst ab. Der Be-
wohner soll seine Versicherung anweisen, unmittelbar an die Einrichtung zahlen. 

 
(9) Werden die Kosten von öffentlichen Leistungsträgern übernommen, so kann die Einrich-

tung direkt mit diesen abrechnen, sofern eine entsprechende Vereinbarung geschlossen 
ist. Dies gilt nur dann, wenn der Einrichtung eine schriftliche Kostenzusage vorliegt. 
Ohne eine solche Zusage, z. B. während eines laufenden Antragsverfahrens auf Sozial-
hilfe, bleibt der Bewohner zur Zahlung des vollen Einrichtungsentgeltes verpflichtet. Die 
Einrichtung empfiehlt daher, im Bedarfsfalle rechtzeitig Sozialhilfe zu beantragen und 
berät im Rahmen der allgemeinen Vorschriften. 

 

§ 8 Gesamtentgelt 
(1) Das Gesamtentgelt setzt sich aus den einzelnen Entgeltbestandteilen nach § 7 zusam-

men. Verbindlich vereinbart wird jeweils allein das tägliche Entgelt. Die Angabe der mo-
natlichen Beträge erfolgt nur informatorisch. Soweit keine entgegenstehenden Regelun-
gen bestehen, wird das monatliche Entgelt jeweils in Höhe von 30,42 Tagen berechnet, 
im Übrigen taggenau. Die nachfolgend informatorisch genannten Monatsbeträge sind 
auf Grundlage von 30,42 Tagen errechnet. 

 

(2) Das Entgelt für Unterkunft beträgt zurzeit täglich …….. € / monatlich ……… €. Das Ent-
gelt für Verpflegung beträgt zurzeit täglich ……. € / monatlich …….. €. Nimmt der Be-
wohner aufgrund seines Gesundheitszustandes, von der gelegentlichen Verabreichung 
von Getränken abgesehen, ausschließlich Sondenkost zu sich, deren Kosten von der 
Krankenkasse bzw. privaten Krankenversicherung getragen werden, so wird ein Betrag 
in Höhe von zurzeit ……… € täglich ab dem Zeitpunkt des Beginns der ausschließlichen 
Versorgung mit Sondenkost auf das Entgelt für Verpflegung erstattet. 

 

(3) Der Pflegesatz beträgt: 
 

in Pflegegrad 2 täglich …… € / monatlich  €; 
in Pflegegrad 3 täglich …… € / monatlich  €; 
in Pflegegrad 4 täglich …… € / monatlich  €; 
in Pflegegrad 5 täglich …… € / monatlich  €. 

         zzgl. Ausbildungsumlage PflBG täglich ……. € / monatlich ……….. € 
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Der einrichtungseinheitliche Eigenanteil von zurzeit täglich …….. € / monatlich ……. € 
reduziert sich um einen etwaigen Leistungszuschlag (sog. Entlastungsbetrag) nach § 43 
c SGB XI. Zusätzlich hat der Bewohner den Betrag der Ausbildungsumlage zu entrich-
ten.  

 
(4) Im Pflegesatz und den Entgelten für Unterkunft und Verpflegung sind Aufwendungen für 

betriebsnotwendige Investitionen der Einrichtung im Sinne des § 82 SGB XI nicht be-
rücksichtigt. Das vom Bewohner zu entrichtende Entgelt für die gesondert berechenba-
ren Investitionsaufwendungen beträgt zurzeit täglich …… € / monatlich ……. €. Erhält 
der Bewohner Sozialhilfe, tritt für deren Dauer der mit dem Sozialhilfeträger vereinbarte 
bzw. von der Schiedsstelle nach § 80 SGB XII festgesetzte Investitionskostensatz an die 
Stelle des in Satz 2 genannten Betrages.  

 
(5) Die Ausbildungsvergütung außerhalb des Pflegeberufegesetzes ist im Pflegesatz ent-

halten. 
 
(6) Auf Grundlage der bei Abschluss dieses Vertrages aktuellen Einstufung des Bewohners 

in den Pflegegrad …. beträgt das Gesamtentgelt zurzeit ……….. € 
 

Entgeltbestandteile täglich monatlich 

Pflegesatz    € € 

Ausbildungsumlage PflBG    € € 

Verpflegung    €  € 

Unterkunft    € € 

Investitionskosten    € € 

Gesamtentgelt     € € 

 
(7) Soweit der Bewohner Versicherter der sozialen Pflegeversicherung und von dieser ei-

nem der Pflegegrade 2 bis 5 zugeordnet worden ist, übernimmt die Pflegekasse hierauf 
den in § 43 Abs. 2 SGB XI bestimmten Betrag. In diesem Falle beträgt der von Bewohner 
monatlich zu tragende Eigenanteil am Gesamtentgelt derzeit ………. € . Bewohner, die 
von ihrer Pflegeversicherung dem Pflegegrad 1 zugeordnet worden sind, erhalten von 
dieser auf das Gesamtheimentgelt einen Zuschuss gem. § 43 Abs. 3 SGB XI.  

 
Von dem vom Bewohner zu tragenden Eigenanteil am Gesamtentgelt ist der nach § 43 
c SGB XI auf den einrichtungseinheitlichen Eigenanteil etwaig entfallende  Leistungszu-
schlag (sog. Entlastungsbetrag) abzuziehen. Dieser beträgt derzeit € xxxx so dass sich 
ein Gesamtentgelt (Eigenanteil abzüglich etwaigem Entlastungsbetrag) in Höhe von € 
xxxxxx ergibt. 

 
(8) Soweit und solange der Bewohner Versicherter der sozialen Pflegeversicherung ist und 

ausschließlich Leistungen der Verhinderungs- oder Kurzzeitpflege gem. §§ 39 bzw. 42 
SGB XI in Anschpruch nimmt, übernimmt die Pflegekasse derzeit gem. §§ 39 und 42 
SGB XI, abweichend von den in Absatz 6 genannten Beträgen, maximal einen Betrag in 
Höhe von 1.612,00 € (Verhinderungspflege) bzw. 1.774,00 € (Kurzzeitpflege) für die 
Dauer von sechs bzw. vier Wochen. Die Höhe der jeweils aktuell von der Pflegekasse 
übernommenen Kosten sowie die jeweilige Maximaldauer ergeben sich den gesetzli-
chen Bestimmungen, insbesondere den §§ 39 und 42 SGB XI. 

 
(9) Der vom Bewohner zu tragende Eigenanteil ist auf folgende Bankverbindung zu über-

weisen: 
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Empfänger: Senioren- und Therapiezentrum Haus Burgwedel GmbH 
Bank:   Stadtsparkasse Wedel 
BIC:   NOLADE21WED 
IBAN:   DE08 2215 1730 0000 0732 37 

 
Das Entgelt ist jeweils am dritten Kalendertag eines jeden Monats im Voraus zur Zahlung 
fällig. Ein Lastschriftmandat (Einzugsermächtigung) soll der Bewohner der Einrichtung 
erteilen. Im Fall der Verhinderungs- oder Kurzzeitpflege ist das Entgelt binnen 8 Tagen 
nach Zugang der Rechnung, spätestens jedoch bis zum 15. des Folgemonats der Leis-
tungserbringung an die vorgenannte Bankverbindung zu zahlen. 

 
§ 9 Abwesenheit des Bewohners 
(1) Im Fall vorübergehender Abwesenheit des Bewohners, beispielsweise aufgrund von Ur-

laub, hält die Einrichtung den Pflegeplatz für einen Abwesenheitszeitraum von bis zu 42 
Tagen im Kalenderjahr für den Bewohner frei. Dieser Abwesenheitszeitraum, für den die 
Einrichtung den Platz freihält, verlängert sich bei Krankenhausaufenthalten und bei Auf-
enthalten in Rehabilitationseinrichtungen für die Dauer dieser Aufenthalte. 

 
(2) Soweit der Bewohner länger als drei Tage abwesend ist, nimmt die Einrichtung Ab-

schläge vom Gesamtentgelt in der nach dem jeweils gültigen Landesrahmenvertrag 
nach § 75 SGB XI festgelegten Höhe vor. Der entsprechende Auszug aus dem derzeit 
gültigen Landesrahmenvertrag ist in der Anlage Nr.1 beigefügt. Der Rahmenvertrag kann 
bei der Verwaltung der Einrichtung eingesehen werden.  

 
(3) Bei Änderung der Regelungen des Landesrahmenvertrages nach § 75 SGB XI zur Höhe 

der Vergütung im Falle der Abwesenheit haben sowohl der Bewohner als auch Die Ein-
richtung Anspruch auf eine entsprechende Anpassung des Vertrages.  

 
§ 10 a Leistungs- und Entgeltanpassung bei Änderung des Pflege- oder 

Betreuungsbedarfs 
(1)  Verändert sich der Pflege- oder Betreuungsbedarf des Bewohners, erbringt die Einrich-

tung die entsprechend angepassten notwendigen Leistungen. Allerdings kann die Ein-
richtung in einigen wenigen Fällen den entstehenden Bedarf nicht erfüllen. Aus der ge-
sonderten Vereinbarung gemäß § 8 Absatz 4 WBVG, die diesem Vertrag als Anlage 4 
beigefügt ist, ergibt sich, in welchen Fällen eine Anpassung der Leistungen an einen 
veränderten Pflege- oder Betreuungsbedarf ausgeschlossen ist.  

 

(2)  Wird der Bewohner aufgrund des erhöhten Pflege- oder Betreuungsbedarfs einem hö-
heren Pflegegrad zugeordnet, ist die Einrichtung berechtigt, durch einseitige Erhöhung 
gegenüber dem Bewohner den jeweils vereinbarten Pflegesatz für den höheren Pflege-
grad zu verlangen. Voraussetzung für diese einseitige Anpassung des Entgelts an die 
veränderten Leistungen ist, dass die Einrichtung dem Bewohner gegenüber die Entgel-
terhöhung schriftlich mit einer Frist von sieben Tagen vor Wirksamwerden der Entgelter-
höhung ankündigt und begründet. Die Ankündigung hat eine Gegenüberstellung der bis-
herigen und der aktuell notwendig zu erbringenden Leistungen sowie des bisherigen und 
des neuen Pflegesatzes zu enthalten. 

 
(3)  Der Bewohner verpflichtet sich, die Einrichtungsleitung unverzüglich darüber in Kenntnis 

zu setzen, wenn ein Antrag auf Zuordnung zu einem höheren Pflegegrad gegenüber der 
Pflegekasse/Pflegeversicherung gestellt wird oder eine Änderung des Pflegegrades 
durch diese erfolgt. Unterbleibt diese unverzügliche Mitteilung aus von dem Bewohner 
zu vertretenden Gründen und deshalb auch die Anpassungserklärung durch die Einrich-
tung nach Absatz 2, ist der Bewohner verpflichtet, der Einrichtung den daraus entstan-
denen Schaden zu ersetzen, sofern die Einrichtung die Anpassungserklärung entspre-
chend Absatz 2 unverzüglich nachholt. 
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(4)  Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass der Bewohner einem höheren Pflegegrad als dem 
bisherigen zuzuordnen ist, so ist er auf schriftliche Aufforderung der Einrichtung ver-
pflichtet, bei seiner Pflegekasse/Pflegeversicherung die Zuordnung zu einem höheren 
Pflegegrad zu beantragen. Die Aufforderung ist entsprechend Absatz 2 Satz 3 zu be-
gründen; die Einrichtung wird diese Aufforderung auch der zuständigen Pflegekasse und 
bei Sozialhilfeempfängern dem zuständigen Sozialhilfeträger zuleiten (§ 87a Absatz 2 
Satz 2 SGB XI). Weigert sich der Bewohner, den Antrag zu stellen, so ist die Einrichtung 
berechtigt, ab dem ersten Tag des zweiten Monats nach Zugang der Aufforderung vor-
läufig den Pflegesatz nach dem nächsthöheren Pflegegrad zu berechnen. Werden die 
Voraussetzungen für einen höheren Pflegegrad vom Medizinischen Dienst der Kranken-
versicherung oder dem von der Pflegeversicherung beauftragten Gutachter nicht bestä-
tigt und lehnt die Pflegeversicherung eine Höherstufung deswegen ab, erstattet die Ein-
richtung dem Bewohner den überzahlten Betrag unverzüglich; der Rückzahlungsbetrag 
ist ab Erhalt des jeweiligen Entgelts mit 5 Prozentpunkten zu verzinsen. Die Rückzah-
lungspflicht der Einrichtung besteht jedoch dann nicht, wenn die Höherstufung nur des-
halb abgelehnt wird, weil der Bewohner der Mitwirkungspflicht im Rahmen der Begut-
achtung durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung oder dem von der 
Pflegeversicherung beauftragten Gutachter nicht nachkommt. 

 
(5) Erfolgt eine Zuordnung zu einem niedrigeren Pflegegrad durch die Pflegekasse/Pflegever-

sicherung, ermäßigt sich das Entgelt ab dem Zeitpunkt, zu welchem der Bewohner nur 
noch Anspruch auf die entsprechend niedrigeren Leistungen der Pflegekasse/Pflegever-
sicherung hat, auf den jeweils nach diesem Vertrag vereinbarten Pflegesatz für den 
neuen Pflegegrad. 
 
 

§ 10 b Entgelterhöhung bei Änderung der Berechnungsgrundlage 
(1)  Die Einrichtung kann eine Erhöhung des Entgelts verlangen, wenn sich die bisherige 

Berechnungsgrundlage verändert und das erhöhte Entgelt sowie die Erhöhung selbst 
angemessen sind. Wenn der Bewohner Leistungen der Pflegeversicherung oder der So-
zialhilfe in Anspruch nimmt, sind die mit den Pflegekassen und Sozialhilfeträgern jeweils 
vereinbarten bzw. von den Schiedsstellen nach § 76 SGB XI bzw. § 80 SGB XII festge-
setzten Entgelte und Entgelterhöhungen als angemessen anzusehen. Entgelterhöhun-
gen aufgrund von Investitionsaufwendungen sind nur zulässig, soweit sie nach der Art 
des Betriebs notwendig sind und nicht durch öffentliche Förderung gedeckt werden. 

 

(2)  Die Einrichtung hat dem Bewohner eine beabsichtigte Erhöhung des Entgelts schriftlich 
mitzuteilen und zu begründen. Aus der Mitteilung muss der Zeitpunkt hervorgehen, zu 
dem die Einrichtung die Erhöhung des Entgelts verlangt. In der Begründung muss die 
Einrichtung unter Angabe des Umlagemaßstabs die Positionen benennen, für die sich 
durch die veränderte Berechnungsgrundlage Kostensteigerungen ergeben, und die bis-
herigen Entgeltbestandteile den vorgesehenen neuen Entgeltbestandteilen gegenüber-
stellen. Der Bewohner schuldet das erhöhte Entgelt frühestens vier Wochen nach Zu-
gang des hinreichend begründeten Erhöhungsverlangens. Der Bewohner erhält recht-
zeitig Gelegenheit, die Angaben der Einrichtung durch Einsichtnahme in die Kalkulati-
onsunterlagen zu überprüfen.  

 
(3)  Bei Einhaltung der Voraussetzungen nach Absatz 1 und Absatz 2 besteht ein Anspruch 

der Einrichtung auf Zustimmung zur Entgelterhöhung. 
 

(4)  Setzt eine Schiedsstelle gem. § 76 SGB XI bzw. § 80 SGB XII eine Entgelterhöhung fest, 
kann die Einrichtung die Entgelterhöhung nach Absatz 1 vom Bewohner ab dem von der 
Schiedsstelle für die Erhöhung festgesetzten Zeitpunkt verlangen. Voraussetzung ist je-
doch, dass die Anforderungen des Absatzes 2 an die Mitteilung und Begründung der 
beabsichtigten Erhöhung eingehalten wurden. 
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(5)  Ermäßigungen der bisherigen Entgelte werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu welchem 
die Absenkung mit den Pflegekassen oder den Sozialhilfeträgern vereinbart ist oder 
durch die Schiedsstelle gem. § 76 SGB XI bzw. § 80 SGB XII festgesetzt wird. 

 
 

V. Sonstige Regelungen 
 
§ 11 Datenschutz / Schweigepflicht 
(1) Die Einrichtung und ihre Mitarbeiter verpflichten sich zur Diskretion und zu einem ver-

traulichen Umgang mit personenbezogenen Informationen und Daten des Bewohners. 
Die Einrichtung hat ihre Mitarbeiter über deren Verpflichtung zur Verschwiegenheit hin-
sichtlich aller Daten über den Bewohner belehrt, von denen die Einrichtung bzw. ihre 
Mitarbeiter Kenntnis erlangen.  

 

(2)  Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten des Bewohners richtet sich nach den 
Vorschriften der europäischen Datenschutz-Grundverordnung sowie des Bundesdaten-
schutzgesetzes. Die Informationen zu der den Bewohner betreffenden Datenverarbei-
tung durch die Einrichtung ergeben sich im Einzelnen aus den „Informationen zur Da-
tenverarbeitung gemäß Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)“ in Anlage Nr. 5 die-
ses Vertrages. 

 
 
§ 12 Haftung 
(1)  Die Einrichtung haftet gegenüber dem Bewohner im Rahmen der gesetzlichen Vorschrif-

ten, insbesondere für einwandfreie und verkehrssichere Beschaffenheit der Einrichtung 
sowie für einwandfreie Leistungen aus diesem Vertrag. Die Einrichtung haftet nicht für 
Fälle höherer Gewalt, insbesondere wenn dadurch die Versorgung und Pflege des Be-
wohners nicht oder nur teilweise gewährleistet werden kann. 

 

(2)  Der Bewohner haftet im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften, inbesondere für alle von 
ihm schuldhaft verursachten Sach- und Personenschäden in der Einrichtung. Es wird 
dem Bewohner empfohlen, eine entsprechende Haftpflichtversicherung abzuschließen. 
Hinsichtlich der vom Bewohner eingebrachten Gegenstände wird außerdem der Ab-
schluss einer Hausratversicherung empfohlen. 

 
 

VI. Vertragsdauer, Beendigung 
 
§ 13 Vertragsdauer / Kündigung durch den Bewohner 
(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Eine Befristung kann im Falle der 

Verhinderungs- oder Kurzzeitpflege oder auf ausdrücklichen Wunsch des Bewohners 
vereinbart werden. Der Vertrag endet dann, ohne dass es einer Kündigung bedarf zum 
festgeschriebenen Datum. 

 
(2) Der Bewohner kann diesen Vertrag spätestens am dritten Werktag eines Kalendermo-

nats zum Ablauf desselben Monats schriftlich kündigen. Bei einer Erhöhung des Entgelts 
ist eine Kündigung jederzeit zu dem Zeitpunkt möglich, zu dem die Einrichtung die Erhö-
hung des Entgelts verlangt. 

 

(3)  Innerhalb von zwei Wochen nach Beginn dieses Vertragsverhältnisses kann der Bewoh-
ner jederzeit ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Wird ihm erst nach Beginn des Ver-
tragsverhältnisses eine Ausfertigung dieses Vertrages ausgehändigt, kann er auch noch 
bis zum Ablauf von zwei Wochen nach der Aushändigung jederzeit ohne Einhaltung ei-
ner Frist kündigen.  
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(4)  Der Bewohner kann den Vertrag aus wichtigem Grund jederzeit ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen, wenn ihm die Fortsetzung des Vertrages bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist nicht zuzumuten ist. 

 

(5)  Hat die Einrichtung im Falle der Kündigung nach Absatz 4 den Kündigungsgrund zu ver-
treten, ist sie dem Bewohner auf dessen Verlangen zum Nachweis eines angemessenen 
Leistungsersatzes zu zumutbaren Bedingungen und zur Übernahme der Umzugskosten 
in angemessenem Umfang verpflichtet. Der Bewohner kann den Nachweis eines ange-
messenen Leistungsersatzes zu zumutbaren Bedingungen nach Satz 1 auch dann ver-
langen, wenn er noch nicht gekündigt hat. 

 
§ 14 Kündigung durch die Einrichtung 

(1)  Die Einrichtung kann diesen Vertrag nur aus wichtigem Grund kündigen. Die Kündigung 
bedarf der Schriftform und ist zu begründen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 
wenn 
 
1.) die Einrichtung den Betrieb einstellt, wesentlich einschränkt oder in seiner Art verän-

dert und die Fortsetzung dieses Vertrages für die Einrichtung eine unzumutbare 
Härte bedeuten würde, 

2.) die Einrichtung eine fachgerechte Pflege- oder Betreuungsleistung nicht erbringen 
kann, weil 
a) der Bewohner eine von der Einrichtung angebotene Anpassung der Leistungen 

an einen veränderten Pflege- oder Betreuungsbedarf nicht annimmt oder 
b) die Einrichtung eine Anpassung der Leistungen aufgrund der gesonderten Ver-

einbarung gemäß § 8 Absatz 4 WBVG (Anlage Nr. 4 dieses Vertrages) nicht an-
bietet und der Einrichtung deshalb ein Festhalten an dem Vertrag nicht zumutbar 
ist, 

3.) der Bewohner seine vertraglichen Pflichten schuldhaft so gröblich verletzt, dass der 
Einrichtung die Fortsetzung des Vertrages nicht mehr zugemutet werden kann, oder 

4.) der Bewohner 
a) für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung des Entgelts oder ei-

nes Teils des Entgelts, der das Entgelt für einen Monat übersteigt, im Verzug ist 
oder 

b) in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckt, mit der Ent-
richtung des Entgelts in Höhe eines Betrages in Verzug gekommen ist, der das 
Entgelt für zwei Monate erreicht. 

 
Eine Kündigung des Vertrags zum Zwecke der Entgelterhöhung ist ausgeschlossen. 

 
(2)  Die Einrichtung kann aus dem Grund des Absatzes 1 Nr. 2 a) nur kündigen, wenn sie 

zuvor dem Bewohner gegenüber ihr Angebot zur Anpassung der Leistungen an einen 
veränderten Pflege- oder Betreuungsbedarf unter Bestimmung einer angemessenen An-
nahmefrist und unter Hinweis auf die beabsichtigte Kündigung erneuert hat und der Kün-
digungsgrund durch eine Annahme der angepassten Angebote durch den Bewohner 
nicht entfallen ist. 

 
(3)  Die Einrichtung kann aus dem Grund des Absatzes 1 Nr. 4 nur kündigen, wenn sie zuvor 

dem Bewohner unter Hinweis auf die beabsichtigte Kündigung erfolglos eine angemes-
sene Zahlungsfrist gesetzt hat. Ist der Bewohner in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 mit 
der Entrichtung des Entgelts in Rückstand geraten, ist die Kündigung ausgeschlossen, 
wenn die Einrichtung vorher befriedigt wird. Die Kündigung wird unwirksam, wenn die 
Einrichtung bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Eintritt der Rechtshängigkeit des 
Räumungsanspruchs hinsichtlich des fälligen Entgelts befriedigt wird oder eine öffentli-
che Stelle sich zur Befriedigung verpflichtet. 
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(4)  In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 bis 4 kann die Einrichtung den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Frist kündigen. Im Übrigen ist die Kündigung bis zum dritten Werktag eines 
Kalendermonats zum Ablauf des nächsten Monats zulässig. 

 
(5)  Hat die Einrichtung nach Absatz 1 Nr. 1 gekündigt, so hat sie dem Bewohner auf dessen 

Verlangen einen angemessenen Leistungsersatz zu zumutbaren Bedingungen nachzu-
weisen und die Kosten des Umzugs in angemessenem Umfang zu tragen. 

 

§ 15 Vertragsende 
(1) Der Vertrag endet mit dem Tod des Bewohners. 
 

(2)  Der Vertrag endet durch Kündigung. Im Falle der Befristung endet der Vertrag darüber 
hinaus mit Ablauf des Befristungszeitraums, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

 

(3) Bei Vertragsende ist der Wohnraum geräumt und mit allen überlassenen Schlüsseln zu-
rückzugeben. Bei schuldhafter, vertragswidriger Abnutzung des Wohnraums durch den 
Bewohner trägt dieser die Kosten der dadurch bedingten Instandsetzung. 

 

(4) Wird der dem Bewohner überlassene Wohnraum bei Vertragsende nicht geräumt, ist die 
Einrichtung nach erfolglosem Ablauf einer von ihr gesetzten angemessenen Nachfrist 
berechtigt, die Räumung und Einlagerung der vom Bewohner eingebrachten Gegen-
stände auf Kosten des Bewohners zu veranlassen. 

 

(5) Bei Beendigung des Vertrages im Falle des Ablebens des Bewohners muss die Einrich-
tung dem Rechtsnachfolger oder einer nach Absatz 6 bevollmächtigten Person eine an-
gemessene Frist zur Räumung des Wohnraums setzen. Erfolgt die Räumung nicht in-
nerhalb dieser Frist, ist die Einrichtung berechtigt, nach deren Ablauf die Räumung und 
Einlagerung der vom Bewohner eingebrachten Gegenstände auf Kosten des Nachlas-
ses zu veranlassen. Vereinbarungen zwischen den Rechtsnachfolgern des Bewohners 
und der Einrichtung über eine längere Überlassung des Wohnraums sind jederzeit mög-
lich. Hierfür ist eine gesonderte Vereinbarung abzuschließen. Ist der Einrichtung kein 
Rechtsnachfolger bekannt und keine Person nach Absatz 6 vom Bewohner bevollmäch-
tigt worden, ist eine Fristsetzung entbehrlich. 

 

(6) Die Einrichtung ist berechtigt, die bei Vertragsende zurückgelassenen Gegenstände des 
Bewohners ungeachtet einer letztwilligen Verfügung oder der gesetzlichen Erbfolge an 
folgende Person/en auszuhändigen und mit dieser/diesen auch die Endabrechnung aus 
dem Vertrag vorzunehmen sowie vorhandenes Guthaben des Bewohners an diese aus-
zuzahlen: 

 

Name:           
Anschrift:         
Telefon:           

 

Der Bewohner bevollmächtigt die oben genannte/n Persone/n, die zurückgelassenen 
Gegenstände in Besitz zu nehmen und zu verwahren. Sind mehrere Personen benannt, 
ist jede von ihnen allein der Einrichtung gegenüber zur Entgegennahme der Gegen-
stände und Vornahme der Endabrechnung befugt. 

 

§ 16 Beschwerdemanagement 
Anregungen und Beschwerden der Bewohner und ihrer Angehörigen sind wichtige Hin-
weise für eine Verbesserung der Qualität in der Einrichtung. Hier steht insbesondere die 
Einrichtungsleitung als Ansprechpartner zur Verfügung. Im Rahmen des systematisier-
ten Beschwerdemanagements werden Anregungen und Kritik in einem dafür entwickel-
ten Formblatt erfasst und weiterverfolgt. 

 

Darüber hinaus kann sich der Bewohner an die folgenden Stellen wenden: 
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- Bewohnerinnen- und Bewohnerbeirat 
des Senioren- und Therapiezentrum Haus Burgwedel 

 
- Senioren- und Therapiezentrum Haus Burgwedel 

Walter-Jungleib-Straße 1 
22457 Hamburg 
Telefon: 040 / 559773 0 

 
- Heimaufsicht 

Bezirksamt Eimsbüttel 
Grindelberg 66 
20139 Hamburg 
Telefon 040 / 42801 3500 

 
- Zuständiger Landesverband der Pflegekassen 

vdek-Landesvertretung Hamburg 
Referat Pflege 
Sachsenstr. 6 
20097 Hamburg 
Telefon 040 – 41 32 98 - 0 

 

§ 17 Schlussbestimmungen 
(1) Eine etwaige Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrages berührt die 

Rechtswirksamkeit im Übrigen nicht. In diesem Falle verpflichten sich beide Seiten, eine 
der unwirksamen Bestimmung möglichst nahekommende Regelung schriftlich abzu-
schließen. Im Falle von Gesetzes-, Rechts-, Rechtsprechungs- oder ähnlichen Änderun-
gen können beide Seiten eine Anpassung des Wohn- und Betreuungsvertrages an die 
neue Rechtslage verlangen. 

 

(2) Wir weisen darauf hin, dass wir nicht verpflichtet sind, an Streitbeilegungsverfahren vor 
einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen. Derzeit liegt unsererseits keine Be-
reitschaft zur Teilnahme an Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbarucher-schlich-
tungsstelle vor. 

 

(3) Der Wohn- und Betreuungsvertrag umfasst folgende Anlagen:  
a) Anlage Nr. 1 Rahmenvertrag gem. § 75 SGB XI in Auszügen 
b) Anlage Nr. 2 Liste der entgeltpflichtigen Zusatzleistungen gem § 88 SGB XI 
c) Anlage Nr. 3 Hausordnung 
d) Anlage Nr. 4 Leistungsanpassungsausschluss gemäß § 8 Absatz 4 WBVG 
e) Anlage Nr. 5 Informationen zur Datenverarbeitung gemäß Datenschutz-Grundver-

ordnung (DSGVO) 
 

(4) Der vorliegende Vertrag nebst Anlagen wurde zweifach ausgefertigt und unterschrieben. 
Dem Bewohner wurde ein Exemplar nebst Anlagen ausgehändigt.   

 

Hamburg, den ……………….. 
 

 
………………………….……………………  ……………………………………………  
                       (Einrichtung)  (Bewohner) 
 

………………………………………………………………………….. 
(Mitunterzeichner und Funktion) 


